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VORWORT

Die Mieten sind (fast) überall zu hoch. Die Mietsteige-
rungen sind vor allem für Haushalte mit niedrigen Ein-
kommen zu einer existentiellen Bedrohung gewor-
den. Sie müssen 44 Prozent ihres Einkommens für die 
Miete ausgeben, fast 15 Prozent über dem Schwel-
lenwert zur Überlastung.1 Doch auch weit über die-
se Einkommensgruppe hinaus ist die Miete heute das 
soziale Thema. Kein Wunder, dass fast drei Viertel der 
Menschen in Deutschland die Mieten einfrieren wol-
len. Laut einer Umfrage vom Februar 2025 befürwor-
ten 71 Prozent, «dass Wohnungsmieten ab sofort und 
bundesweit in den nächsten sechs Jahren nicht erhöht 
werden dürfen».2

Doch statt Mietsteigerungen effektiv zu stoppen, 
setzt die Bundesregierung auf Mietzuschüsse und sub-
ventioniert damit die Vermieter*innen. Allein für das 
Wohngeld gab der Staat im Jahr 2023 4,3 Milliarden 
Euro aus – noch bevor es zum Januar 2025 um 15 Pro-
zent erhöht wurde. Die weitgehend wirkungslose Miet-
preisbremse hat die schwarz-rote Koalition dagegen erst 
nach zähem Ringen und ohne Verbesserung verlängert. 
Seit Jahren soll der Neubau das Problem lösen. Doch 
Steuerabschreibungen oder planungsrechtliche Erleich-
terungen, Stichwort «Bauturbo», senken keine einzige 
Miete. Wer die Mietenfrage lösen will, muss die beste-
henden, oft noch bezahlbaren Wohnungen sichern.

Die vorliegende Studie untersucht 25 Städte mit einer 
Bevölkerung von insgesamt 18 Millionen Menschen. 
78 Prozent der Haushalte wohnen dort in etwas über 
7 Millionen Wohnungen zur Miete. Sie waren in den 
Jahren 2010 bis 2022 unterschiedlich stark von stei-
genden Mieten betroffen. Der oft behauptete Zusam-
menhang zwischen Bevölkerungswachstum und Miet-
preisanstieg ist allerdings nicht nachweisbar. Nur in 
Berlin und Frankfurt am Main sind die Bestandsmieten 
bei starkem Zuzug gestiegen, um 35 bzw. 31 Prozent. 
In Mannheim, Stuttgart oder Nürnberg legten sie auch 
ohne starkes Wachstum um knapp ein Drittel zu. Leip-
zig und Münster sind wiederum gewachsen, aber die 
Mieten stiegen nur moderat oder sanken sogar leicht. 
Auch die im Schnitt um 80 Prozent gestiegenen Ange-
botsmieten lassen sich nicht allein durch Zuzug erklä-
ren. Wer 2022 in Berlin eine Wohnung anmietete, zahl-
te durchschnittlich 152 Prozent mehr als 2010 – obwohl 
die Stadt nur um etwa 10 Prozent gewachsen ist.

Auch Leerstand erklärt die Mieten kaum noch. Wich-
tiger ist die in den Städten sehr unterschiedliche Ei-
gentümerstruktur. So hat Rostock 65 Prozent genos-
senschaftlichen und kommunalen Wohnraum, Bonn 
dagegen nur 1,2 Prozent. Die Studie zeigt, dass diese 
gemeinwirtschaftlichen Wohnungen durchschnittlich 
30 Prozent günstiger sind. Doch angesichts der Miet-
explosion auf dem privaten Wohnungsmarkt kann da-
mit kaum noch gegengesteuert werden.

Die Steigerung der Mieten ist weder ein Automatis-
mus, noch ist sie wirtschaftlich erklärbar. Eine eben-
falls von der Rosa-Luxemburg-Stiftung herausge-
gebene Studie zeigt, dass sich Wohnungen mit rund 
5,50 Euro Kaltmiete pro Quadratmeter wirtschaftlich 
und nachhaltig bewirtschaften lassen – weit unter den 
heute üblichen Mieten.3

Doch wie lässt sich das von den realen wohnungs-
wirtschaftlichen Bedingungen entkoppelte Mietge-
schehen eingefangen? Konzepte dafür liegen vor und 
wurden schon erfolgreich umgesetzt. Am 23. Febru-
ar 2020 trat der «Berliner Mietendeckel» in Kraft. Da-
mit hielt der damalige rot-rot-grüne Senat das Verspre-
chen, den bis dahin unaufhörlichen Mietenanstieg zu 
stoppen. Nach einer Klage von Unions- und FDP-Bun-
destagsabgeordnete entschied im März 2021 das Bun-
desverfassungsgericht, nur der Bund dürfe Gesetze zur 
Miethöhe erlassen. Das heißt aber auch: ein bundes-
weiter Mietendeckel, wie er seitdem gefordert wird, ist 
nicht verfassungswidrig, sondern rechtlich möglich.

Die vorliegende Studie mit ausführlichen Datenblät-
tern zu 25 Städten zeigt eindrucksvoll, wie notwendig 
und dringend es ist, dass der Bund jetzt handelt. Gleich-
zeitig zeigt sie das enorme sozialpolitische Potenzial ei-
nes bundesweiten Mietendeckels, der den Mietanstieg 
nicht nur stoppen, sondern überhöhte Mieten auch 
deutlich absenken kann. In der teuersten deutschen 
Stadt München müssten Wohnungssuchende so 42 
Prozent weniger Miete zahlen, in Berlin sogar 56 Pro-
zent. Kurz: Bezahlbares Wohnen zur Miete ist möglich, 
es ist eine Frage des politischen Willens und der politi-
schen Mehrheiten.

September 2025
Stefan Thimmel und Armin Kuhn

1  Statistisches Bundesamt: Wohnkostenanteil und Wohnkostenüberbelastung, 
26.03.2025, www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Wohnen/Tabel-
len/eurostat-anteil-ueberbelastung-wohnkosten-mz-silc.html  2  Der Tagesspie-
gel: Mieterhöhungen sechs Jahre lang verbieten?, 03.02.2025, www.tagesspiegel.
de/gesellschaft/mieterhohungen-sechs-jahre-lang-verbieten-fast-drei-viertel-der-
deutschen-fur-einfrieren-von-mieten-13136773.html  3  Holm, Andrej/Gerhard, Se-
bastian/Scheller, David/Gastaminza Vacas, Itziar, Keine Profite mit der Miete, Ro-
sa-Luxemburg-Stiftung, Juli 2024, www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/
Studien/Studien_2-24_Keine_Profite_2.Aufl_web.pdf

Vorwort
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Zusammenfassung

ZUSAMMENFASSUNG

Mieterhöhungen gehören in vielen Städten seit Lan-
gem zum Alltag der Mieter*innen und prägen die oft 
prekäre Wohnsituation von Haushalten mit geringem 
Einkommen. Eine Analyse von Daten aus insgesamt 
25 deutschen Großstädten zeigt, dass die Krise der so-
zialen Wohnraumversorgung längst zu einem bundes-
weiten Problem geworden ist und eine große Zahl von 
Städten betrifft.

Mit den Städteprofilen liegen erstmals aktuelle Da-
ten über die unmittelbaren Auswirkungen eines bun-
desweiten Mietendeckels vor. Er würde in fast allen der 
in der voliegenden Studie untersuchten Städte zu einer 
deutlichen finanziellen Entlastung vieler Mieter*innen 
führen. Ein Vergleich der Mittelwerte der aktuellen 
Mietspiegel mit dem Median der tatsächlich gezahl-
ten Bestandsmieten zeigt, dass in 17 der 25 untersuch-
ten Städte die Mieten allein durch eine Änderung der 
Referenzmiete gesenkt werden könnten. Würden die 
«echten Durchschnittsmieten», also die tatsächlich 
bezahlten Bestandsmieten, für die Berechnung von 
Höchstmieten bei Wiedervermietung, die Ermittlung 
von extrem überhöhten Mieten oder für andere miet-
rechtliche Instrumente herangezogen, lägen diese im 
Durchschnitt 5,8 Prozent unter den aktuellen Mietspie-
gelwerten.

Beim Konzept eines bundesweiten Mietendeckels 
wird unterschieden zwischen Städten und Gebieten 
mit einem nicht angespannten Wohnungsmarkt, sol-
chen mit einem angespannten Wohnungsmarkt und 
solchen mit einer Wohnungsnotlage. Die künftige Ein-
ordnung soll anhand von Daten zur Bevölkerungsent-
wicklung zu Leerständen und zur Differenz zwischen 
Bestands- und Neuvermietungsmieten erfolgen.

Ein Blick auf die Entwicklung der Bestands- und Wie-
dervermietungsmieten in den 25 untersuchten Städten 
bestätigt die Erwartung einer unterschiedlichen Dyna-
mik in den drei Gebietskategorien. Die Daten zeigen, 
dass die Bestandsmieten in Städten mit einem ange-
spannten Wohnungsmarkt (+ 25 %) und in Städten 
mit Wohnungsnotlage (+ 28 %) im Zeitraum 2010 bis 
2022 stärker gestiegen sind als in den Städten mit ei-
nem nicht angespannten Wohnungsmarkt (+ 14 %). 
Noch deutlicher sind die Unterschiede zwischen den 
Gebietskategorien bei den Angebotsmieten. Haushal-
te, die von einer Stadt ohne einen angespannten Woh-

nungsmarkt in eine Stadt mit Wohnungsnotlage zie-
hen, müssen dort im Durchschnitt fast doppelt so hohe 
Mietkosten einkalkulieren.

Ein bundesweiter Mietendeckel soll diese Entwick-
lung stoppen und zur Begrenzung von Mieterhöhun-
gen und zur Begrenzung der Wiedervermietungsmie-
ten soll in den drei Gebietstypen in unterschiedlicher 
Schärfe auf die jeweilige Situation der sozialen Wohn-
raumversorgung reagiert werden.

In Städten und Gebieten mit einem nicht angespan
nten Wohnungsmarkt sollen Mieterhöhungen bis zur 
ortsüblichen Vergleichsmiete auf maximal 10 Prozent 
in drei Jahren begrenzt werden. Bisher liegt die Kap-
pungsgrenze in diesen Städten bei 20 Prozent in drei 
Jahren. Bei einer Neuvermietung sollen die Mieten 
künftig maximal 10 Prozent über der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete liegen dürfen. Im Durchschnitt der acht 
Städte dieser Gruppe würden die Wiedervermietungs-
mieten gegenüber den aktuellen Angebotsmieten um 
15 Prozent abgesenkt werden müssen.

In Städten und Gebieten mit einem angespannten 
Wohnungsmarkt sollen Mieterhöhungen bis zur orts-
üblichen Vergleichsmiete auf maximal 6 Prozent in drei 
Jahren begrenzt werden. Bisher sind in diesen Städten 
Mieterhöhungen von bis zu 15 Prozent rechtlich zuläs-
sig. Künftig sollen Wiedervermietungsmieten nur noch 
maximal 6 Prozent über der ortsüblichen Vergleichs-
miete liegen dürfen. Der Effekt wäre bemerkenswert: 
Im Durchschnitt der zehn Städte mit angespannten 
Wohnungsmärkten würde die Neuvertragsmieten 
um 26 Prozent fallen. Die Auswirkungen variieren zwi-
schen den Städten und reichen von einer Absenkung 
der Neuvertragsmieten von 20 Prozent in Bremen bis 
hin zu 34 Prozent in Stuttgart.

In Städten und Gebieten mit einer Wohnungsnot-
lage sollen Mietsteigerungen zukünftig grundsätz-
lich ausgeschlossen sein. Wiedervermietungen sol-
len zu den Mietpreisen der Referenzmieten erfolgen. 
In den sieben untersuchten Städten mit einer Woh-
nungsnotlage lägen nach Einführung eines bundes-
weiten Mietspiegels die Wiedervermietungsmieten 
im Durchschnitt um 46 Prozent unter den aktuellen 
Angebotsmieten. Die Spanne reicht von 34 Prozent in 
Augsburg und Leipzig bis zu 54 Prozent in Berlin.



7

Einleitung

EINLEITUNG

Die Mietentwicklung in deutschen Großstädten zwi-
schen 2010 und 2022 zeigt signifikante Unterschiede 
und komplexe Dynamiken. Und die vorliegende Stu-
die zeigt auf, welches enorme sozialpolitische Potenzial 
in der Einführung eines bundesweiten Mietendeckels 
liegt. 

Die Analyse von 25 Großstädten offenbart, dass die 
Wohnungskrise nahezu überall angekommen ist, sie 
ist längst ein bundesweites Problem, sie ist längst das 
wichtigste soziale Problem. In den untersuchten Städ-
ten leben knapp 18 Millionen Menschen und durch-
schnittlich 78 Prozent der Haushalte wohnen zur Mie-
te, d. h. für über sieben Millionen Mietwohnungen 
können hier direkt Aussagen zu den Auswirkungen ei-
nes bundesweiten Mietendeckels getroffen werden, 
darunter auch für Wohnungen in München, die die teu-
erste Stadt in Deutschland bleibt und für Berlin, wo die 
höchsten Mietsteigerungen verzeichnet werden. 

Und interessanterweise gibt es keinen klaren Zu-
sammenhang zwischen Bevölkerungswachstum und 
Mietpreisentwicklung, Bemerkenswert ist, dass nur 
Berlin (+ 35 %) und Frankfurt am Main (+ 31 %) bei 
überdurchschnittlichem Bevölkerungswachstum ei-
nen deutlichen Anstieg der Bestandsmieten aufwei-
sen. Andere Städte wie Mannheim, Stuttgart und 
Nürnberg zeigen hohe Mietsteigerungen, die nicht 

durch Bevölkerungswachstum bedingt sind. Im Ge-
gensatz dazu haben Leipzig (+ 11 %) und Münster 
(- 0,3 %) trotz Bevölkerungszuwachs nur geringe Miet-
steigerungen erlebt. Bei der Neuvermietungsdifferenz 
zeigt sich ein starker Anstieg der Angebotsmieten: 
diese sind im Durchschnitt um 80 Prozent gestiegen. 
Berlin sticht auch hier wieder mit einem Anstieg von 
152 Prozent hervor. Der Leerstand erweist sich als kein 
verlässlicher Indikator für eine Wohnraumkrise mehr, 
da die Mietentwicklungen nicht eindeutig mit der An-
zahl leerstehender Wohnungen korrelieren. Was aber 
sehr wohl einen Unterschied macht, das ist die Eigen-
tümerstruktur der Mietwohnungsbestände. Rostock 
hat mit 65 Prozent einen hohen Anteil an genossen-
schaftlichen und kommunalen Wohnungen, gefolgt 
von Berlin und Hamburg. 

Ein Vorschlag für einen bundesweiten Mietendeckel 
könnte also direkt für viele unmittelbar wirksam wer-
den, eine echte Entlastung bringen. Dazu müsste die 
Berechnung auf «echte Durchschnittsmieten» umge-
stellt werden. In 17 der 25 untersuchten Städte könn-
ten die Mieten allein durch eine Änderung der Refe-
renzmiete gesenkt werden, was die Notwendigkeit 
einer Reform im Mietrecht unterstreicht.

Berlin, 14.02.2025
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Ergebnisse der Datenanalyse

Abbildung 1: Entwicklung der Bestands- und Angebotsmieten im Durchschnitt in allen untersuchten 
Großstädten, 2010 bis 2022
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1 ERGEBNISSE DER DATENANALYSE

Auf der Basis der Daten zu den 25 untersuchten Groß-
städten konnten detaillierte Auswertungen zur Ent-
wicklung von Bestands- und Wiedervermietungsmie-
ten durchgeführt werden. Neben einer vergleichenden 
Darstellung der Entwicklungstrends bietet das Sample 
der untersuchten Großstädte auch die Möglichkeit, die 
vielfach angenommenen Zusammenhänge zwischen 
Bevölkerungsentwicklung, Leerstandsquoten und der 
Mietpreisentwicklung zu überprüfen und die Neuver-
mietungsdifferenz als Indikator für Anspannung und 
Notlagen von Wohnversorgungssystemen zu testen. 
Zudem bietet die Auswertung einen vergleichenden 
Einblick in die Eigentümerstrukturen der städtischen 
Wohnungsmärkte und deren Einfluss auf die Miet-
preisentwicklung.

1.1 MIETENTWICKLUNG
Die Daten der 25 untersuchten Großstädte belegen 
deutliche Mietsteigerungen. Im Durchschnitt aller un-
tersuchten Städte wurden die Bestandsmieten (net-
tokalt) von 6,67 €/m² im Jahr 2010 auf 8,33 €/m² im 
Jahr 2022 angehoben. Das entspricht einem Anstieg 
von etwa 25 Prozent. Die Wiedervermietungsmieten, 
die in Wohnungsinseraten von Onlineplattformen auf-
gerufen werden, sind im selben Zeitraum (2010 bis 
2022) im Durchschnitt aller Städte von 7,75 €/m² auf 
13,39 €/ m² um damit insgesamt um fast 80 Prozent ge-
stiegen.

Wie alle Durchschnittswerte verweisen die Mietent-
wicklungsdaten auf allgemeine Trends. Wie groß die 
Unterschiede zwischen den Städten sind, zeigt ein Ver-
gleich der Bestands- und Angebotsmieten aus dem 
Jahr 2022: Das Spektrum der durchschnittlichen Be-
standsmietpreise reichte von 5,84 €/m² in Duisburg 
und 5,93 €/m² in Leipzig bis zu über 10 €/m² wie in 
Stuttgart (10,39 €/m²), Frankfurt am Main (10,58 €/m²) 
oder München (12,32 €/m²). Bei den Angebotsmieten 
fällt der Unterschied noch deutlicher aus: Während die 
mittleren Angebotsmieten in Stuttgart (16,56 €/m²), 
Frankfurt am Main (17,19 €/m²) und Berlin (17,38 €/ m²) 
bei über 15 €/m² lagen und die Angebotsmieten in 
München (21,23 €/m²) mittlerweile sogar schon die 
20-Euro-Grenze überschritten haben, wurden in Duis-
burg (7,27 €/m²) oder Wuppertal (7,77 €/m²) bei neuen 
Mietverträgen im Durchschnitt noch unter 8 €/m² ver-
langt.

Während München, sowohl was die Bestands- als 
auch was die Neuvermietungsmieten angeht, die mit 
Abstand teuerste Großstadt in Deutschland ist, liegt 
Berlin bei den Mietsteigerungen der letzten Jahre mit 
großem Abstand vor den anderen Städten. Auch die 
Dynamik der Mietentwicklungen stellt sich in den un-
tersuchten Städten sehr unterschiedlich dar. Während 
die Bestandsmieten in Städten wie Münster (+ 1,0 %), 
Duisburg (+ 4,8 %), Wuppertal (+ 6,1 %) und Bochum 
(+ 9,8 %) im Zeitraum 2010 bis 2022 um weniger als 
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Ergebnisse der Datenanalyse

Abbildung 2: Bestands- und Angebotsmieten in ausgewählten Großstädten, 2022
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Abbildung 3: Entwicklung von Bestands- und Angebotsmieten in ausgewählten Großstädten (Index), 
2010 bis 2022
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10 Prozent erhöht wurden, wurden die Mietpreise in 
Frankfurt am Main (+ 30,6 %), Nürnberg (+ 31,8 %), 
Stuttgart (+ 33,5 %), Mannheim (+ 34,9 %) und Berlin 
(+ 35,0 %) um mehr als 30 Prozent angehoben.

Noch größer fallen die Unterschiede bei den Ange-
botsmieten aus. Während in insgesamt sieben Städ-
ten (Duisburg, Bochum, Wuppertal, Essen, Bielefeld, 
Münster und Düsseldorf) die Angebotsmieten im Un-
tersuchungszeitraum um weniger als 50 Prozent er-
höht wurden, weisen drei Städte (Leipzig, Augsburg 
und Berlin) einen überdurchschnittlichen Anstieg von 
über 80 Prozent seit 2010 auf. Berlin sticht dabei mit ei-
ner Steigerung der Angebotsmieten von 152 Prozent 
deutlich heraus.

1.2 BEVÖLKERUNGS- UND  
MIETENTWICKLUNG
Studien zu Mietentwicklungen stellen regelmäßig he-
raus, dass es vor allem die großen Städte sind, in de-
nen die höchsten Steigerungen registriert werden. Als 
Grund dafür wird meist eine durch «hohe Binnen- und 
Außenwanderung» ausgelöste «Marktanspannung» in 
den Metropolregionen angenommen (Deschermeier 
u. a. 2024: 6).

Der anhaltende Trend der Urbanisierung – also des 
Zuzugs von Menschen aus ländlichen und peripheren 
Regionen in die großen Städte – spiegelt sich auch in 
den Daten zu den 25 untersuchten Großstädten wider. 

Mit Bochum (- 2,4 %) gibt es im gesamten Sample nur 
eine Großstadt, in der die Bevölkerungsdaten der Sta-
tistischen Ämter im Zeitraum 2010 bis 2023 auf eine 
leicht rückläufige Entwicklung verweisen. Im Durch-
schnitt aller untersuchten Großstädte wuchs die Be-
völkerung im Untersuchungszeitraum um 7,9 Prozent. 
Das entspricht einem durchschnittlichen Zuwachs 
von 0,61 Prozent pro Jahr. Acht Großstädte (Leipzig, 
Münster, Augsburg, Frankfurt am Main, München, 
Berlin, Dresden und Köln) verzeichneten einen über-
durchschnittlichen Anstieg der Bevölkerung. Mit Leip-
zig (+ 1,5 % p.a.), Münster (+ 1,28 % p.a.), Augsburg 
(+ 1,14 % p.a.) und Frankfurt am Main (+ 1,13 % p.a.) 
gibt es insgesamt nur vier Städte, in denen es in den 
letzten 13 Jahren einen durchschnittlichen Bevölke-
rungsanstieg von mehr als einem Prozent gab.

Mit einem Blick auf die Bevölkerungsentwicklung 
der Jahre 2020 bis 2023 zeigt sich ein leicht verscho-
benes Bild. Im Durchschnitt aller Städte wuchs die 
Bevölkerung zwischen 2020 und 2023 um 1,98 Pro-
zent. Das entspricht einem jährlichen Zuwachs von 
0,66 Prozent und liegt knapp über den Steigerungsra-
ten der Gesamtperiode. Im verkürzten Betrachtungs-
zeitraum weisen die Daten für sieben Städte (Leipzig, 
Hamburg, Berlin, Hannover, Augsburg, Münster und 
Mannheim) einen überdurchschnittlichen Anstieg der 
Einwohner*innenzahl aus. Neu in der Spitzengruppe 
der Städte mit wachsenden Bevölkerungszahlen sind 

Abbildung 4: Bevölkerungsentwicklung in allen untersuchten Großstädten, 2010 bis 2023

Quelle: Bundesamt für Statistik 2024b
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Hamburg, Hannover und Mannheim (sie haben Frank-
furt am Main, München, Dresden und Köln verdrängt).

In einer Reihe von wohnungspolitischen Analysen 
wird die Annahme vertreten, der Anstieg der Bevöl-
kerung sei ursächlich für die Mietsteigerungen, insbe-
sondere wenn auf die steigende Nachfrage nicht mit 
einem verstärkten Neubau reagiert wird. Ein Blick auf 
die Daten zu Bevölkerungs- und Mietentwicklungen 
zwischen 2010 und 2022 zeigt jedoch, dass es keinen 
klaren Zusammenhang zwischen Bevölkerungswachs-
tum und Mietsteigerungen gibt. Mit Blick auf die Be-
standsmieten beispielsweise weisen von den Städten 
mit überdurchschnittlichem Bevölkerungswachstum 
nur Berlin (+ 35 %) und Frankfurt am Main (+ 31 %) ei-
nen deutlich überdurchschnittlichen Anstieg der Miet-
preise auf. Bei Städten wie Mannheim (+ 35 %), Stutt-
gart (+ 34 %) und Nürnberg (+ 32 %) hingegen sind die 
stark angehobenen Mieten nicht auf einen überdurch-
schnittlichen Bevölkerungsanstieg zurückzuführen. 
Den Daten zufolge verzeichneten einige Städte mit den 
stärksten Bevölkerungsgewinnen sogar einen deut-
lich unterdurchschnittlichen Anstieg der Bestandsmie-
ten in den letzten Jahren: Leipzig (+ 11 %) und Müns-
ter (- 0,3 %) zeigen, dass selbst ein deutlicher Zuwachs 
der Bevölkerung nicht zwangsläufig zu höheren Mie-

ten führen muss. Der flache Verlauf der Trendlinie ver-
weist nur auf einen schwach ausgeprägten Zusam-
menhang von Bevölkerungswachstum und Anstieg 
der Bestandsmieten.

Auch für die Entwicklung der Angebotsmieten, die 
bei der Wiedervermietung von Wohnungen aufgeru-
fen werden, zeigt sich in der Trendlinie kein eindeutiger 
Zusammenhang zwischen Bevölkerungswachstum 
und Mietentwicklung. Von den acht Städten mit ei-
nem überdurchschnittlichen Bevölkerungswachstum 
zwischen 2010 und 2023 gehören nur Berlin (+ 152 %), 
Leipzig (+ 84 %) und Augsburg (+ 82 %) zu den Städ-
ten mit einem überdurchschnittlichen Anstieg der An-
gebotsmieten. Insbesondere der extreme Anstieg der 
Berliner Angebotsmieten kann nicht schlüssig auf die 
nur leicht überdurchschnittliche Bevölkerungsent-
wicklung in der Stadt zurückgeführt werden.

Die hier ausgewerteten statistischen Daten können 
die festgestellten Mietsteigerungen nicht vollständig 
erklären und zeigen deutlich, dass die Entwicklung der 
Bestands- und Angebotsmieten ganz offensichtlich 
von mehreren Faktoren abhängig ist und nicht mit ei-
nem simplen Angebot-und-Nachfrage-Modell erklärt 
werden kann.

Abbildung 5: Bevölkerungsentwicklung in allen untersuchten Großstädten, 2020 bis 2023
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Abbildung 6: Bevölkerungsdynamik und Entwicklung der Bestandsmieten in ausgewählten Großstädten
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Abbildung 7: Bevölkerungsdynamik und Entwicklung der Angebotsmieten in ausgewählten Großstädten
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1.3 LEERSTAND UND MIETENTWICKLUNG
In wohnungswirtschaftlichen und wohnungspoliti-
schen Debatten wird zudem weiterhin häufig davon 
ausgegangen, dass es einen direkten Zusammenhang 
zwischen der Leerstandsquote und der Mietpreisent-
wicklung gibt. Vor allem in der Marktlogik von Ange-
bot und Nachfrage erscheint es naheliegend, dass 
Leerstand ein starker Indikator für Knappheitslagen ist, 
die zu entsprechend hohen Preisen führen. Auch miet-
rechtliche Instrumente wie die Kappungsgrenzenver-
ordnung, die Mietpreisbremse und die Umwandlungs-
verordnung greifen auf den Leerstand als Indikator für 
eine angespannte Wohnungsmarktlage zurück und 
rechtfertigen mit niedrigem Leerstand stärkere Eingrif-
fe in den Wohnungsmarkt.

Die Anteile der leer stehenden Wohnungen in den 
Städten unterscheiden sich erheblich. Während in 
Hamburg nur 1,9 Prozent aller Wohnungen leer ste-
hen, sind es in Mannheim 4,5 Prozent. In der Gesamt-
heit der untersuchten Städte stehen fast 275.000 Woh-

nungen leer – das entspricht 2,9 Prozent des hier 
untersuchten Wohnungsbestands.

Ein Blick auf die Veränderung der Bestandsmieten 
zwischen 2010 und 2022 zeigt, dass die Leerstands-
quoten einen deutlichen, aber nicht durchgehenden 
Einfluss auf die Mietpreisveränderungen der letzten 
Jahre hatten. Die Trendlinie verweist auf einen nur 
schwach ausgeprägten Zusammenhang.

Die Gruppe der sechs Städte mit einer Leerstands-
quote von über 4 Prozent liegt mit einem durch-
schnittlichen Anstieg der Bestandsmieten von 14 Pro-
zent deutlich unter dem Vergleichswert aller Städte 
(+ 25 %). Doch dieser Durchschnittswert geht auf ex-
trem unterschiedliche Mietpreisdynamiken zurück: 
Während die Bestandsmietenentwicklung in Duisburg 
(+ 5 %), Wuppertal (+ 6 %) und Leipzig (+ 11 %) deut-
lich unterdurchschnittliche Werte aufweist, wurden 
die Bestandsmieten in Mannheim (+ 34,8 %) trotz der 
vergleichsweise hohen Leerstandsquoten überdurch-
schnittlich stark angehoben.

Abbildung 8: Leerstandsquoten in allen untersuchten Großstädten, 2022
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Auch in der Gruppe der elf Städte mit mittleren Leer-
standsquoten (3 < 4 %) ergibt sich ein disparates Mus-
ter mit einer unterdurchschnittlichen Anhebung der 
Bestandsmieten in Bochum (+ 8 %) und Essen (+ 10 %) 
und überdurchschnittlichen Steigerungsraten in Frank-
furt am Main (+ 31 %) Nürnberg (+ 32 %) und Stuttgart 
(+ 34 %). Im gewichteten Durchschnitt dieser Gruppe 
wurden die Bestandsmieten um 23 Prozent erhöht.

Ebenso in der Gruppe der acht Städte mit Leer
standsquoten unter 3 Prozent: Hier gibt es mit Münster 
(+ 1,0 %) Rostock (+ 11,3 %) und Düsseldorf (+ 24,5 %) 
drei Fälle, bei denen trotz der geringen Leerstands-
quoten die Mietsteigerungen unterhalb der Durch-
schnittswerte lagen. Auf der anderen Seite stehen mit 
Köln (+ 27 %), Bonn (+ 29 %) und Berlin (+ 35 %) Städ-
te, in denen ein geringer Leerstand erwartungsgemäß 
mit starken Mietanstiegen korrespondiert. Insgesamt 
weist die Gruppe mit den geringsten Leerstandsquo-
ten einen Mietanstieg von 28 Prozent auf.

Auch die Entwicklung der Angebotsmieten lässt 
sich nicht durchgehend auf die Leerstandszahlen zu-
rückführen. Auch hier gibt es in der Gruppe der sechs 
Städte mit vergleichsweise hohen Leerstandsquo-
ten (> 4 %) mit Leipzig einen Ausreißer mit überdurch-
schnittlich hohen Mietsteigerungen (+ 82 %). Insge-
samt wurden die Angebotsmieten in der Gruppe der 
Städte mit hohen Leerstandsquoten um 60 Prozent an-
gehoben.

Einen ganz ähnlichen Wert weist der Mietanstieg 
in den elf Städten mit Leerstandsquoten zwischen 3 
und 4 Prozent auf: Hier wurden die Angebotsmieten 
um 61 Prozent erhöht. Stuttgart (+ 79 %) und Augs-
burg (+ 82 %) gehören trotz der eher durchschnittli-
chen Leerstandsquoten zu den Städten mit den höchs-
ten Steigerungen der Angebotsmieten und belegen in 
dieser Kategorie die Plätze zwei und drei hinter Berlin.

Die acht Städte mit den geringsten Leerstandsquo-
ten (< 3 %) weisen mit der Ausnahme von Berlin sogar 
unterdurchschnittliche Preisanstiege bei den Ange-
botsmieten auf. Rechnet man den Extremfall Berlin he-
raus, liegt der mittlere Mietanstieg mit 61 Prozent in et-
wa auf dem Niveau der anderen Leerstandsgruppen. 
Die extreme Steigerung der Angebotsmieten in Berlin 
(+ 152 %) hingegen kann nicht mit einer ungewöhn-
lich niedrigen Leerstandsquote (2,0 %) erklärt werden. 
Denn diese entspricht in etwa der von Hamburg und 
Münster, wo deutlich unterdurchschnittliche Mietan-
stiege festgestellt wurden.

Der relativ flache Verlauf der Trendlinie zeigt, dass 
sich die Mietentwicklungen in den untersuchten Städ-
ten nicht eindeutig auf den Umfang der leer stehenden 
Wohnungen zurückführen lassen. Das bedeutet, dass 
der Leerstand als zentraler Indikator für die Feststel-
lung einer Wohnraumversorgungskrise nicht geeignet 
ist.

Abbildung 9: Leerstand und Entwicklung der Bestandsmieten in ausgewählten Großstädten,  
2010 bis 2022
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1.4 MIETENTWICKLUNG UND  
NEUVERMIETUNGSDIFFERENZ
Als ein weiteres Anzeichen für einen überhitzten Miet-
wohnungsmarkt gelten überdurchschnittlich starke 
Steigerungen der Angebotsmieten und die daraus re-
sultierenden großen Lücken zwischen Bestands- und 
Angebotsmieten.

Je größer die Neuvermietungsdifferenz, desto 
schwieriger ist es für Haushalte mit mittleren und ge-
ringen Einkommen, eine leistbare Wohnung zu finden. 
Zudem gilt: Je größer der Abstand zwischen Bestands- 
und Neuvertragsmieten, desto geringer ist auch die 
Umzugsbereitschaft, weil jeder Umzug mit deutlich 
höheren Wohnkosten verbunden ist. Im Gegensatz zu 
den anderen Merkmalen (Bevölkerungsentwicklung 
und Leerstand) ist die Neuvermietungsdifferenz nicht 
nur ein geeigneter Indikator zur Feststellung von an-
gespannten Marktlagen, sondern selbst ein Symptom 
der Wohnraumversorgungskrise. Im Durchschnitt aller 
Städte lagen die Neuvertragsmieten 67 Prozent über 
den Bestandsmieten.

Die Neuvermietungsdifferenz variiert enorm zwi-

schen den Städten, sie reicht von 23 Prozent in Biele-
feld bis zu 127 Prozent in Berlin. Während in Bielefeld, 
Duisburg und Essen bei Abschluss eines neuen Ver-
trags die Miete um etwa ein Viertel erhöht wird, sol-
len Wohnungssuchende in Berlin in neu angemieteten 
Wohnungen mehr als das Doppelte von dem zahlen, 
was üblicherweise Bestandsmieter*innen in vergleich-
baren Wohnungen an Mieten zahlen müssen. Wird der 
Extremfall Berlin aus der Berechnung ausgeklammert, 
lag die durchschnittliche Neuvermietungsdifferenz bei 
49 Prozent.

Ein Blick auf den Zusammenhang zwischen der Neu-
vermietungsdifferenz und der Bestandsmietentwick-
lung belegt einen deutlichen Zusammenhang: Alle 
sechs Städte mit einer unterdurchschnittlichen Neu-
vermietungsdifferenz (unter 30 %, namentlich Biele-
feld, Duisburg, Essen, Wuppertal, Bochum und Erfurt) 
weisen auch einen unterdurchschnittlichen Anstieg 
der Bestandsmieten auf. Im Durchschnitt dieser Grup-
pe wurden die Angebotsmieten zwischen 2010 und 
2022 lediglich um 10 Prozent erhöht. Der Durchschnitt 
aller Städte lag bei 25 Prozent.

Abbildung 10: Leerstand und Entwicklung der Angebotsmieten in ausgewählten Großstädten,  
2020 bis 2022
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Abbildung 11: Neuvermietungsdifferenz in allen untersuchten Großstädten, 2022
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Abbildung 12: Neuvermietungsdifferenz und Entwicklung der Bestandsmieten in ausgewählten  
Großstädten
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In den insgesamt neun Städten mit einer mittleren 
Neuvermietungsdifferenz zwischen 30 und 50 Pro-
zent entsprach auch die durchschnittliche Erhöhung 
der Bestandsmieten um 24 Prozent in etwa dem Mittel-
wert aller Städte. Doch gibt es innerhalb dieser Gruppe 
auch bemerkenswerte Unterschiede. So weisen etwa 
Dresden (+ 19 %), Hannover (+ 18 %) und Dortmund 
(+ 16 %) einen deutlich unterdurchschnittlichen An-
stieg der Bestandsmieten auf, während die Mieterhö-
hungen in Nürnberg (+ 32 %) und Mannheim (+ 35 %) 
deutlich über den Durchschnittswerten lagen.

Die Gruppe der zehn Städte mit einer überdurch-
schnittlich hohen Neuvermietungsdifferenz (über 50 % 
über den jeweiligen Bestandsmieten) weist in der Sum-
me der Städte mit einem Anstieg von 28 Prozent auch 
eine überdurchschnittliche Erhöhung der Bestands-
mieten auf. Doch auch hier ist der Zusammenhang al-
les andere als eindeutig, denn unter den Städten mit 
überdurchschnittlicher Neuvermietungsdifferenz fin-
den sich Rostock (11 %), Leipzig (11 %) und Münster 
(1 %), wo die Bestandsmieten eher zurückhaltend an-
gehoben wurden. Mit Frankfurt am Main (31 %), Stutt-
gart (34 %) und Berlin (35 %) gibt es in dieser Gruppe 
aber auch drei Städte mit überdurchschnittlichen Erhö-
hungen der Bestandsmieten.

Der insgesamt flache Verlauf der Trendline zeigt, 
dass auch die Neuvermietungsdifferenz keinen ein-
deutigen Zusammenhang mit den Mietentwicklungen 
aufweist. Dies ist sicherlich auch deswegen der Fall, 
weil Neuvermietungsdifferenzen durch unterschiedli-
che Dynamiken der Bestands- und Angebotsmietent-
wicklung verstärkt werden können. Stagnierende Be-
standsmieten können ebenso zu einer Erhöhung der 
Neuvermietungsdifferenz beitragen.

Wenig überraschend ist die Neuvermietungsdiffe-
renz ein eindeutiger Indikator für einen starken Anstieg 
der Angebotsmieten. Im Durchschnitt aller Städte wur-
den die Angebotsmieten zwischen 2010 und 2022 um 
80 Prozent erhöht.

In den sechs Städten mit der geringsten Neuver-
mietungsdifferenz (unter 30 %) ist auch der Anstieg 
der Neuvertragsmieten mit 45 Prozent deutlich unter-
durchschnittlich. Mit einem sehr geringen Schwan-
kungsbereich zwischen 41 Prozent (Duisburg) und 
51 Prozent (Erfurt) gilt für alle Städte dieser Gruppe ein 
klarer Zusammenhang zwischen unterdurchschnitt-
lichen Mietsteigerungen und einer ebenfalls unter-
durchschnittlichen Neuvermietungsdifferenz.

In der Gruppe der neun Städte mit einer mittleren 
Neuvermietungsdifferenz (30 bis 50 %) zwischen den 
jeweiligen Bestands- und Neuvertragsmieten lag der 
durchschnittliche Anstieg der Angebotsmieten zwi-
schen 2010 und 2022 bei 61 Prozent und war damit 
leicht unterdurchschnittlich. Mit der Ausnahme von 
Düsseldorf (49 %) gilt auch für diese Mittelgruppe, 
dass es nur geringe Unterschiede innerhalb der Grup-
pe gibt: Der Anstieg der Angebotsmieten bewegte sich 
zwischen 55 Prozent (Bonn) und 69 Prozent (Bremen).

Auch die Gruppe der zehn Städte mit einer über-
durchschnittlichen Neuvermietungsdifferenz (über 
50 %) bestätigt die enge Verbindung zur Entwicklung 
der Angebotsmieten. Mit einem durchschnittlichen An-
stieg der Angebotsmieten von 99 Prozent liegt die Ent-
wicklungsdynamik dieser Gruppe sehr deutlich über 
dem Durchschnitt aller untersuchten Städte (+ 67 %). 
Auch ohne den Extremfall Berlin (+ 152 %) weisen die 
meisten der Städte einen deutlichen höheren Anstieg 
der Neuvertragsmieten auf als die Städte der anderen 
Gruppen. Insbesondere Rostock (+ 70 %), München 

Abbildung 13: Neuvermietungsdifferenz und Entwicklung der Angebotsmieten in ausgewählten Städten
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(+ 75 %), Stuttgart (+ 79 %), Augsburg (+ 82 %) und 
Leipzig (+ 84 %) stehen für einen sehr deutlichen An-
stieg der Angebotsmieten im Zeitraum 2010 bis 2022.

Der steile Verlauf der Trendline und die wenigen Aus-
reißer belegen den engen Zusammenhang zwischen 
steigenden Neuvertragsmieten und einer größer wer-
denden Lücke zwischen Bestands- und Angebotsmie-
ten. Gerade weil beide Entwicklungen für unmittelbare 
Probleme der sozialen Wohnungsversorgung stehen, 
sollten sie als Indikator für eine Marktanspannung und 
den Notlagenbefund herangezogen werden. Im Unter-
schied zu den anderen Indikatoren (Bevölkerungsent-
wicklung und Leerstandsquote), die üblicherweise für 
eine Marktanspannung stehen, bietet die Neuvermie-
tungsdifferenz einen klaren und plausiblen Hinweis auf 
die realen Krisen der Wohnungsversorgung.

1.5 EIGENTÜMERSTRUKTUREN DER 
MIETWOHNUNGSBESTÄNDE IN DEN 
UNTERSUCHTEN GROSSSTÄDTEN
Die Datensätze der Gebäude- und Wohnungszählung 
2022 ermöglichen eine detaillierte Aufstellung der 
Mietwohnungsbestände in den Großstädten nach Ei-
gentümertypen. Die statistischen Daten unterscheiden 
dabei insgesamt acht Kategorien, wobei in diesen Aus-
wertungen eine Unterteilung in einen privatnützlichen 
und einen gemeinwirtschaftlichen Sektor der Woh-
nungswirtschaft vorgenommen wird.

Als privatnützlich gelten insgesamt 5,1 Millionen 
Mietwohnungen (71 % aller Mietwohnungen). Da-
zu gezählt werden 2,1 Millionen Wohnungen, die von 
Privatpersonen vermietet werden (29 %), über 1,4 Mil-
lionen Wohnungen, die von Privatpersonen in Ei-
gentümergemeinschaften verwaltet werden (20 %), 
1,3 Millionen Wohnungen von privatwirtschaftlichen 
Wohnungsunternehmen (18 %) und fast 300.000 Woh-

nungen, die von sonstigen privaten Unternehmen ver-
mietet werden (4 %). Übergreifendes Merkmal der 
privatnützlichen Eigentümer*innen sind der Erwerbs-
zweck und die Ertragsorientierung der Wohnungsver-
mietung.
Innerhalb des privatnützlichen Sektors bieten Privat-
personen mit einem durchschnittlichen Mietpreis von 
8,48 €/m² und private Wohnungsunternehmen mit ei-
nem durchschnittlichen Mietpreis von 8,47 €/m² die 
günstigsten Wohnungen. Die von Eigentümergemein-
schaften vermieteten Wohnungen liegen mit 9,92 €/ m² 
ebenso wie die Wohnungen von sonstigen privaten 
Unternehmen mit 10,44 €/m² deutlich über den durch-
schnittlichen Mieten in den Großstädten.
Als gemeinwirtschaftlich verwaltet werden die knapp 
2,1 Millionen Wohnungen (29 % aller Mietwohnun-
gen) eingestuft, die von kommunalen Wohnungs-
unternehmen (ca. 1,1 Mio. Wohnungen / 15 %) und 
Wohnungsbaugenossenschaften (ca. 800.000 Woh-
nungen/11 %) vermietet werden oder sich im Besitz 
des Bundes oder der Länder (ca. 90.000 Wohnun-
gen/1,3 %) oder von Organisationen ohne Erwerbs-
zweck (ca. 135.000 Wohnungen/1,9 %) befinden. Die 
Mietpreise des gemeinwirtschaftlichen Sektors lie-
gen mit 6,99 €/ m² deutlich unter den durchschnittli-
chen Mietpreisen (8,41 €/m²) und sind in der Summe 
fast 30 Prozent günstiger als die Mietwohnungen des 
privatnützlichen Sektors (8,99 €/m²). Insbesondere die 
Wohnungsbaugenossenschaften mit durchschnittlich 
6,34 €/m² und die kommunalen Wohnungsunterneh-
men mit durchschnittlich 6,91 €/m² bieten in den meis-
ten Städten zuverlässig günstigen Wohnraum an und 
leisten damit einen substanziellen Beitrag zur soziale 
Wohnungsversorgung. Die Anteile der verschiedenen 
Eigentümertypen variieren zwischen den Städten und 
Regionen zum Teil erheblich.

Tabelle 1: Privatnützlicher Sektor des Mietwohnungsmarkts in allen untersuchten Großstädten 

Anzahl Wohnungen Anteil Miete (nettokalt)

Privatpersonen 2.081.158 29,0 % 8,48 €/m²

Eigentümergemeinschaften 1.447.357 20,1 % 9,92 €/m²

private Wohnungsunternehmen 1.291.658 18,0 % 8,47 €/m²

sonstige private Unternehmen 286.055 4,0 % 10,44 €/m²

privatnützlicher Sektor gesamt 5.106.228 71,1 % 8,99 €/m²

Mietwohnungen gesamt 7.183.419 100,0 % 8,41 €/m²

Quelle: Bundesamt für Statistik 2024a

Tabelle 2: Gemeinwirtschaftlicher Sektor des Mietwohnungsmarkts in allen untersuchten Großstädten

Anzahl Wohnungen Anteil Miete (nettokalt)

kommunale Wohnungsunternehmen 1.051.231 14,6 % 6,91 €/m²

Wohnungsgenossenschaften 799.698 11,1 % 6,43 €/m²

Organisationen ohne Erwerbszweck 134.195 1,9 % 9,57 €/m²

Bund und Länder 92.067 1,3 % 8,89 €/m²

gemeinwirtschaftlicher Sektor gesamt 2.077.191 28,9 % 6,99 €/m²

Mietwohnungen gesamt 7.183.419 100,0 % 8,41 €/m²

Quelle: Bundesamt für Statistik 2024a
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Während der Anteil von genossenschaftlichen Woh-
nungsbeständen in den westdeutschen Städten 
Frankfurt am Main (4,1 %), Münster (2,7 %) und Bonn 
(1,2 %) deutlich unterhalb des Durchschnittswerts al-
ler untersuchten Städte (11,1 %) liegt, weisen die Miet-
wohnungsmärkte in den ostdeutschen Städten Dres-
den (23,4 %), Erfurt (26,0 %) und Rostock (31,7 %) 
überdurchschnittlich hohe Anteile an genossenschaft-
lich bewirtschafteten Wohnungsbeständen auf.

Auch die Anteile der kommunalen Wohnungs-
bestände (im Durchschnitt 14,6 %) unterscheiden 
sich sehr stark zwischen den Städten. In Düsseldorf 
(3,8 %), Dresden (0,5 %) und Wuppertal (0,1 %) ha-
ben die kommunalen Wohnungsunternehmen nur 
eine marginale Bedeutung für die Wohnungsver-
sorgung, während in Städten wie Bremen (20,8 %), 

Frankfurt am Main (21,8 %), Berlin (22,5 %) und Ros-
tock (33,1 %) jeweils mehr als 20 Prozent aller Miet-
wohnungen den Kommunen gehören und von diesen 
verwaltet werden.

Rostock sticht mit einem Anteil von fast 65 Prozent 
genossenschaftlicher und kommunaler Wohnungen 
besonders hervor, gefolgt mit großem Abstand von 
Berlin (34,7 %) und Hamburg (38,5 %). Dies sind die 
drei Städte in Deutschland, in denen zumindest jede 
dritte Wohnung gemeinwirtschaftlich verwaltet wird. 
Zum Vergleich: In Wuppertal beträgt die Summe aus 
genossenschaftlichen und kommunalen Wohnungen 
nicht einmal 7 Prozent und auch in Münster, Bonn und 
Düsseldorf befinden sich weniger als 10 Prozent aller 
Mietwohnungen im Bestand von Genossenschaften 
oder kommunalen Wohnungsbaugesellschaften.

Abbildungen 14 und 15: Anteile von Wohnungsgenossenschaften oder Kommunen bzw. kommunalen 
Wohnungsunternehmen am Mietwohnungsmarkt in allen untersuchten Großstädten
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Im Durchschnitt aller untersuchten Großstädte 
wird fast die Hälfte aller Mietwohnungen (49,1 %) von 
Privatpersonen oder privaten Eigentümergemein-
schaften vermietet. Auch bei diesem Teil des privat-
nützlichen Sektors gibt es erhebliche Unterschiede 
zwischen den Städten. Den mit Abstand größten Anteil 
privater «Amateurvermieter*innen» weist Wuppertal 
mit insgesamt 71,3 Prozent auf. Aber auch in anderen 
westdeutschen Städten wie Münster (65,6 %), Bonn 
(65,4 %) und Bremen (65,4 %) werden mehr als 65 Pro-
zent aller Mietwohnungen von Privatpersonen oder Ei-
gentümergemeinschaften bewirtschaftet. Dem gegen-
über stehen Rostock (20,9 %) und Berlin (33,6 %), wo 
kleine private Vermieter*innen eine deutliche geringe-
re Bedeutung haben. Auch in Erfurt (43,0 %), Dresden 
(42,2 %), Leipzig (48,0 %), Duisburg (49,5 %), Frank-

furt am Main (47,4 %) und Hamburg (40 %) sind we-
niger als 50 Prozent aller Mietwohnungen in der Hand 
von privaten Vermieter*innen. In der Mehrzahl der un-
tersuchten Städte sind die Mietwohnungsmärkte von 
interpersonellen Abhängigkeiten geprägt, bei der die 
Mietzahlungen der einen und die Gewinne der anderen 
in einem unmittelbaren Zusammenhang stehen und 
so einen dauerhaften Mechanismus der Umverteilung 
von unten nach oben etabliert haben.

Insgesamt 22 Prozent der Wohnungsbestände in 
den untersuchten Großstädten werden von woh-
nungswirtschaftlichen und sonstigen Unternehmen 
verwaltet und vermietet. Während in Berlin (28,1 %), 
Dresden (31,5 %) und Duisburg (31,8 %) überdurch-
schnittliche viele Wohnungen im Besitz von Unter-
nehmen sind, ist deren Anteil in Städten wie Karlsru-

Abbildung 16 und 17: Anteile von Privatpersonen und Eigentümergemeinschaften am  
Mietwohnungsmarkt in allen untersuchten Großstädten
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he (6,4 %), Mannheim (11,2 %) und Rostock (11,4 %) 
deutlich geringer als im Durchschnitt aller Städte.

Die Struktur der Eigentümer*innen der Mietwoh-
nungsbestände variiert nicht nur zwischen einzelnen 
Städten, sondern verweist auch auf historisch gewach-
sene regionale Unterschiede. Ein Vergleich der Woh-
nungsbestände in Westdeutschland (20 Städte mit 
4,8 Mio. Wohnungen), Ostdeutschland (vier Städte mit 
740.000 Wohnungen) und Berlin (1,7 Mio. Wohnun-
gen) zeigt: Der privatnützige Sektor in Westdeutsch-
land ist vor allem deswegen größer als in Ostdeutsch-

land und Berlin, weil es dort einen merklich höheren 
Anteil von Wohnungen im persönlichen Besitz (34 %) 
gibt. Dagegen zeichnen sich die ostdeutschen Städte 
Dresden, Leipzig, Erfurt und Rostock durch einen ver-
gleichsweisen hohen Anteil an Genossenschaftswoh-
nungen (22 %) aus. Berlin hingegen verfügt über einen 
überdurchschnittlich hohen Anteil von Beständen in 
der Hand von gewerblichen (23 %) und kommunalen 
Wohnungsunternehmen (22 %), wobei sich hier auf 
dem Markt besonders viele große Unternehmen tum-
meln.

Abbildungen 18 und 19: Anteile anderer privatwirtschaftlicher Unternehmen und privatwirtschaftlicher 
Wohnungsunternehmen am Mietwohnungsmarkt in allen untersuchten Großstädten
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Abbildung 20: Vermieter von Wohnungen in allen untersuchten Großstädten nach Eigentümertypus
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2 REGELUNGEN UND VORAUSSICHTLICHE EFFEKTE  
EINES BUNDESWEITEN MIETENDECKELS

Der Vorschlag für einen bundesweiten Mietendeckel 
(Die Linke 2025) umfasst Regelungen zur Beschrän-
kung von Mieterhöhungen in bestehenden Mietverträ-
gen, zur Begrenzung von Wiedervermietungsmieten 
beim Abschluss neuer Mietverträge und zur Absen-
kung von stark überhöhten Mieten. Mit Variationen der 
vorgeschlagenen Regelungselemente soll der bundes-
weite Mietendeckel den regional unterschiedlichen 
Entwicklungsdynamiken gerecht werden.

Unterschieden wird bei der vorgeschlagenen An-
wendung des bundesweiten Mietendeckels zwischen 
Gebieten mit einem nicht angespannten Wohnungs-
markt, solchen mit einem angespannten Wohnungs-
markt und solchen mit einer Wohnungsnotlage. Die 
Zuordnung soll auf der Basis von Daten zur Bevölke-
rungsentwicklung, zum Leerstand sowie der Differenz 
zwischen Bestands- und Neuvertragsmieten erfolgen.

Nicht angespannte Wohnungsmärkte zeichnen 
sich durch eine rückläufige oder stagnierende Bevöl-
kerungsentwicklung (ihr Wert liegt unterhalb des bun-

desweiten Bevölkerungsanstiegs von 0,26 % p.a.), eine 
Leerstandsquote von über 3 Prozent und einen Ab-
stand zwischen Bestands- und Neuvertragsmieten von 
unter 30 Prozent aus.

Aus dem Sample der untersuchten Städte gehören 
insgesamt acht Städte mit insgesamt 1,2 Millionen 
Mietwohnungen zu dieser Kategorie. Die Städte Essen, 
Duisburg, Bochum und Wuppertal erfüllen in allen drei 
Dimensionen die Merkmale eines nicht angespannten 
Wohnungsmarkts. Dortmund, Bielefeld, Mannheim 
und Erfurt wurden dieser Kategorie zugeordnet, weil 
mindestens zwei Merkmale den Kriterien eines nicht 
angespannten Wohnungsmarkts entsprechen.

Angespannte Wohnungsmarktlagen sind im Vor-
schlag für einen bundesweiten Mietendeckel definiert 
durch einen überdurchschnittlichen Bevölkerungsan-
stieg (über dem Bundesdurchschnitt von 0,26 % p.a.), 
eine Leerstandsquote von unter 3 Prozent und eine 
Neuvermietungsdifferenz von über 30 Prozent.

Tabelle 3: Städte mit einem nicht angespannten Wohnungsmarkt

Anzahl Mietwohnungen
Bevölkerungsentwicklung 

2010 bis 2023 p.a.
Leerstand 2022

Neuvermietungs-�
differenz 2022

< 0,26 % > 3 % < 30 %

Essen 225.434 0,15 % 3,9 % 24,9 %

Dortmund 225.997 0,19 % 3,3 % 38,1 %

Duisburg 182.482 0,20 % 4,2 % 24,5 %

Bochum 137.395 -0,19 % 3,6 % 28,0 %

Wuppertal 129.797 0,19 % 4,3 % 27,4 %

Bielefeld 112.306 0,35 % 3,1 % 23,3 %

Mannheim 120.990 0,11 % 4,5 % 34,4 %

Erfurt 89.951 0,41 % 4,3 % 29,0 %

gesamt 1.224.352

Tabelle 4: Städte mit einem angespannten Wohnungsmarkt

Anzahl  Mietwohnungen
Bevölkerungsentwicklung �

2010 bis 2023 p.a.
Leerstand 2022

Neuvermietungs-�
differenz 2022

0,26 % – 0,55 % 3% – 2% 30% – 50 %

Köln 418.364 0,61 % 2,5 % 48,6 %

Düsseldorf 265.533 0,54 % 2,9 % 42,3 %

Dresden 255.171 0,64 % 4,0 % 37,5 %

Hannover 224.376 0,37 % 3,5 % 37,6 %

Stuttgart 212.443 0,37 % 3,5 % 59,4 %

Nürnberg 197.811 0,32 % 3,1 % 41,2 %

Bremen 184.897 0,40 % 3,2 % 33,1 %

Bonn 121.385 0,34 % 2,8 % 33,8 %

Karlsruhe 112.293 0,43 % 3,2 % 51,3 %

Rostock 103.749 0,33 % 2,6 % 50,1 %

gesamt 2.096.022
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Aus der Gruppe der untersuchten Städte fallen ins-
gesamt zehn Städte mit über zwei Millionen Wohnun-
gen unter die Kategorie Gebiete mit einem angespann-
ten Wohnungsmarkt. Von diesen Städten erfüllt Bonn 
die Kriterien für einen angespannten Wohnungsmarkt 
in allen drei Dimensionen (Bevölkerungsentwicklung, 
Leerstand und Neuvermietungsdifferenz). Bremen, 
Hannover, Nürnberg und Erfurt erfüllen die Bedin-
gungen für einen angespannten Wohnungsmarkt mit 
Blick auf die Bevölkerungsentwicklung und die Neu-
vermietungsdifferenz, weisen jedoch eine Leerstands-
quote von mehr als 3 Prozent auf. Rostock entspricht 
in den Dimensionen Bevölkerungsentwicklung und 
Leerstand den Kriterien für einen angespannten Woh-
nungsmarkt, hat jedoch mit über 50 Prozent eine ex
trem hohe Differenz zwischen den Bestands- und An-
gebotsmieten. In Köln und Düsseldorf verweisen die 
Leerstandsquote und die Neuvermietungsdifferenz auf 

einen angespannten Wohnungsmarkt, die Zahlen zum 
Bevölkerungszuwachs weisen jedoch auf einen noch 
stärkeren Veränderungsdruck hin.

Die Ergebnisse für Stuttgart, Dresden und Karlsruhe 
sind eher inkonsistent, wobei einzelne Merkmale auf 
einen entspannten Wohnungsmarkt und andere auf ei-
ne Wohnungsnotlage verweisen. Die Datenlage zeigt, 
dass die einzelnen Dimensionen nicht zwangsläufig in 
einem Zusammenhang stehen und erst eine differen-
zierte Gesamtbetrachtung sinnvolle Rückschlüsse auf 
die Wohnungsmarktlage zulässt.

Eine Wohnungsnotlage liegt nach der Systema-
tik des bundesweiten Mietendeckels dann vor, wenn 
Städte und Regionen ein deutlich überdurchschnittli-
ches Bevölkerungswachstum (mehr als 0,55 % p.a.), 
eine Leerstandsquote von unter 2 Prozent und eine 
Neuvermietungsdifferenz von über 50 Prozent aufwei-
sen.

Tabelle 5: Städte mit einer Wohnungsnotlage

Anzahl Mietwohnungen
Bevölkerungsentwicklung �

2010 bis 2023 p.a.
Leerstand 2022

Neuvermietungs-�
differenz 2022

> 0,55 % < 2 % > 50 %

Berlin 1.663.184 0,68 % 2,0 % 126,6 %

Hamburg 760.047 0,52 % 1,9 % 63,0 %

München 613.299 0,86 % 2,4 % 72,3 %

Frankfurt am Main 312.915 0,98 % 3,1 % 62,5 %

Leipzig 290.581 1,26 % 4,4 % 51,1 %

Münster 117.118 1,10 % 2,0 % 76,4 %

Augsburg 105.870 1,00 % 3,9 % 52,1 %

gesamt 3.863.014

Aus dem Untersuchungssample sind sieben Städte mit 
insgesamt fast 3,9 Millionen Mietwohnungen der Ka-
tegorie Gebiete mit einer Wohnungsnotlage zuzurech-
nen, weil sie in mindestens zwei Dimensionen die ent-
sprechenden Kriterien erfüllen. Auffällig ist, dass es mit 
Hamburg nur eine Stadt gibt, die in allen drei Dimen-
sionen die Merkmale der Wohnungsnotlage erfüllt. So 
haben etwa von den Städten mit dem stärksten Bevöl-
kerungswachstum sowohl Frankfurt am Main als auch 
Leipzig und Augsburg überdurchschnittlich hohe Leer-
standsquoten. Der eindeutigste und durchgehende 
Indikator für eine Wohnungsnotlage sind extrem ho-
he Differenzen (von mehr als 50 %) zwischen den Be-
stands- und Angebotsmieten. Während einige Städ-
te (z. B. Leipzig und Augsburg) diese Grenze nur knapp 
überschreiten, liegt die Neuvermietungsdifferenz in 
Berlin sogar bei weit über 100 Prozent. Das bedeutet, 
dass eine durchschnittliche Miete hier bei einem neu 
abgeschlossenen Vertrag mehr als doppelt so hoch ist 
wie die Miete in vergleichbaren Bestandswohnungen.

Ein Blick auf die Entwicklung der Bestands- und Wie-
dervermietungsmieten in den 25 untersuchten Groß-
städten bestätigt die Erwartung einer unterschied-
lichen Dynamik in den drei Gebietskategorien des 
bundesweiten Mietendeckels. Die Daten belegen, 

dass die Bestandsmieten in den Gebieten mit einem 
angespannten Wohnungsmarkt (+ 25 %) und in sol-
chen mit einer Wohnungsnotlage (+ 28 %) zwischen 
2010 und 2022 stärker erhöht wurden als in den Städ-
ten, die der Kategorie Gebiete mit einem nicht ange-
spannten Wohnungsmarkt (+ 14 %) zuzuordnen sind. 
Die Unterschiede zwischen den Gebietskategorien fal-
len bei den Angebotsmieten noch deutlicher aus.

Hier wurden die Mietpreise selbst in den Städ-
ten mit nicht angespannten Wohnungsmärkten zwi-
schen 2010 und 2022 um 51 Prozent angehoben. In 
den Städten mit angespannten Wohnungsmärkten be-
trug der Mietanstieg 63 Prozent und in den Städten mit 
Wohnungsnotlage sogar 94 Prozent. Diese Entwick-
lung steht für eine zunehmende regionale Spaltung 
des städtischen Systems der Wohnraumversorgung. 
Lagen noch 2010 die durchschnittlichen Angebots-
mieten in den Städten mit Wohnungsnotlage nur 
2,87 €/m² über den mittleren Angebotsmieten in den 
Städten mit nicht angespannten Märkten, so lag die-
se Differenz 2022 bereits bei 8,03 €/m². Haushalte, die 
von einer Stadt mit einem nicht angespannten Woh-
nungsmarkt in eine Stadt mit Wohnungsnotlage zie-
hen, müssen dort fast doppelt so hohe Mietkosten ein-
kalkulieren.



25

Regelungen und voraussichtliche Effekte eines bundesweiten Mietendeckels

Abbildung 21: Entwicklung der Bestandsmieten in allen untersuchten Großstädten, 2010 bis 2022
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Abbildung 22: Entwicklung der Angebotsmieten in allen untersuchten Großstädten, 2010 bis 2022
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2.1 UMSTELLUNG DES  
REFERENZMIETENSYSTEMS
Fast alle mietrechtlichen Instrumente orientieren sich 
an «ortsüblichen Vergleichsmieten», die Kappungs-
grenzen bestimmen, die nicht überschritten werden 
dürfen. Als Orientierung für diese mietrechtliche Re-
ferenzmiete wird in den meisten Städten ein Mietspie-
gel gebildet. Bisher werden für dessen Berechnung die 
neu abgeschlossenen Mietverträge und die Mietpreis-

veränderungen der letzten sechs Jahre herangezogen, 
sodass vor allem teurere Mieten die Grundlage für die 
Mietspiegel bilden. Der Vorschlag für einen bundeswei-
ten Mietendeckel sieht dagegen eine Umstellung auf 
«echte Durchschnittsmieten» vor. Diese sollen auf der 
Basis aller tatsächlich gezahlten Bestandsmieten be-
rechnet werden, unabhängig davon, wann die jeweili-
gen Mietverträge abgeschlossen wurden oder wann es 
die letzte Mieterhöhung gab.

Abbildung 23: Mietspiegelmittelwerte und «echte Durchschnittsmieten» in allen untersuchten  
Großstädten, 2022
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Ein Vergleich der jeweils aktuellen Mietspiegel-Mit-
telwerte und dem Median der tatsächlich gezahlten 
Bestandsmieten zeigt, das in 17 der 25 untersuchten 
Städte die Mieten allein durch eine Änderung der Re-
ferenzmiete abgesenkt werden könnten. In diesen 
Städten würden sich die mietrechtlichen Instrumente 
wie Kappungsgrenzen oder auch die Berechnung von 
Höchstmieten bei der Wiedervermietung oder bei der 
Bestimmung von extrem überhöhten Mieten an einer 
Referenzmiete orientieren, die im Schnitt dieser Städte 
5,8 Prozent unter den bisherigen Mietspiegelwerten 
liegt.

Die Ablösung der komplizierten Berechnungsmetho-
den der sehr verschieden ausgestalteten Mietspiegel-
untersuchungen durch ein transparentes System sta-
tistisch erfasster Durchschnittsmieten würde zudem 
die Erstellung und Anwendung von Orientierungshilfen 
für die ortsüblichen Vergleichsmieten erleichtern.

2.2 WIRKMECHANISMEN DES  
BUNDESWEITEN MIETENDECKELS
Die Instrumente zur Beschränkung von Mieterhöhun-
gen und zur Begrenzung der Wiedervermietungsmie-
ten sollen in den drei beschriebenen Gebietstypen mit 
unterschiedlicher Schärfe auf die jeweilige Lage der 
sozialen Wohnungsversorgung reagieren.

In Gebieten mit einem nicht angespannten Wohnungs­
markt sollen Mieterhöhungen bis zur ortsüblichen Ver-
gleichsmiete auf maximal 10 Prozent in drei Jahren 

begrenzt werden. Bisher liegt die Kappungsgrenze in 
diesen Städten bei 20 Prozent in drei Jahren.

Die Mieten bei einer Neuvermietung sollen künf-
tig maximal 10 Prozent über der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete liegen dürfen. Der vorgeschlagene Me-
chanismus orientiert sich an der seit 2015 in vielen 
Kommunen praktizierten Mietpreisbremse, soll aber 
die bisherigen Ausnahmen und Umgehungsmöglich-
keiten konsequent ausschließen. Die Wiedervermie-
tungsmieten würden gegenüber dem aktuellen Preis-
niveau der Inserate auf den Vermietungsplattformen 
um durchschnittlich 15 Prozent abgesenkt werden. 
Selbst in Bielefeld, der Stadt, in der die Einführung ei-
ne bundesweiten Mietendeckels den geringsten Effekt 
hätte, müssten die durchschnittlichen Neuvertrags-
mieten um 10 Prozent abgesenkt werden. In Dortmund 
würde der Absenkungseffekt der Wiedervermietungs-
mieten sogar bei 20 Prozent liegen.

In Städten, die einen angespannten Wohnungsmarkt 
aufweisen, soll der bundesweite Mietendeckel Miet-
erhöhungen bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete 
auf maximal 6 Prozent in drei Jahren begrenzen. Bis-
her sind in diesen Städten Mieterhöhungen von bis zu 
15 Prozent rechtlich zulässig.

Die Wiedervermietungsmieten in diesen Gebie-
ten sollen künftig maximal 6 Prozent über der ortsüb-
lichen Vergleichsmiete liegen dürfen. Bisher gelten in 
den meisten Städten mit einem angespannten Woh-
nungsmarkt die Regeln der Mietpreisbremse, die die 

Abbildung 24: Angebotsmieten in Städten aus dem Sample mit einem nicht angespannten  
Wohnungsmarkt im Vergleich mit und ohne Mietendeckel
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Abbildung 25: Angebotsmieten in Städten aus dem Sample mit einem angespannten Wohnungsmarkt 
im Vergleich mit und ohne bundesweiten Mietendeckel
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Neuvertragsmieten bei 10 Prozent über der ortüblichen 
Vergleichsmiete kappen soll. Der Effekt eines bundes-
weiten Mietendeckels auf die Wiedervermietungsmie-
ten wäre bereits in den Städten dieser Gruppe enorm: 
Im Mittel würden die Mieten 26 Prozent unter die der-
zeitigen Angebotsmieten fallen. In Bremen würde die 
Absenkung nur 20 Prozent betragen, in Stuttgart wä-
ren es ganze 34 Prozent.

In Städten mit Wohnungsnotlage sollen Mietsteige-
rungen zukünftig grundsätzlich ausgeschlossen sein. 
Wiedervermietungen sollen zu den Mietpreisen der 

Referenzmieten erfolgen. In den sieben untersuchten 
Städten mit Wohnungsnotlagen müssten nach Einfüh-
rung eines bundesweiten Mietendeckels die Wieder-
vermietungsmieten im Durchschnitt um 46 Prozent ge-
genüber den Angebotsmieten abgesenkt werden. Die 
Effektstärke des Mietendeckels reicht von einer Absen-
kung um 34 Prozent in Augsburg und Leipzig bis hin zu 
einer Absenkung um 56 Prozent in Berlin. Hier müss-
ten neue Mietverträge zu durchschnittlich 7,67 €/ m² 
abgeschlossen werden statt der 17,38 €/m², die zurzeit 
von Vermieter*innen aufgerufen werden.
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Abbildung 26: Angebotsmieten in Städten aus dem Sample mit Wohnungsnotlage im Vergleich mit 
und ohne bundesweiten Mietendeckel
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3 S tadtprofile: Auswirkungen eines bundesweiten Mietendeckels in 25 Städten

3 STADTPROFILE: AUSWIRKUNGEN EINES  
BUNDESWEITEN MIETENDECKELS IN 25 STÄDTEN

Mit den 25 Städteprofilen liegen erstmals Daten über 
die unmittelbaren Auswirkungen eines bundesweiten 
Mietendeckels vor. Er würde die Mieter*innen in fast 
allen untersuchten Städten finanziell deutlich entlas-
ten. Die Profile zeigen anhand von Bevölkerungs-, Mie-
tentwicklungs- und Leerstandsdaten, ob die Städte zu 
den «nicht angespannten» oder «angespannten» Woh-

nungsmärkten zählen, oder ob eine «Wohnungsnotla-
ge» vorliegt – Gebietskategorien, nach denen ein bun-
desweiter Mietendeckel unterschiedlich stark in die 
Miethöhen eingreift.4 Die Städteprofile enthalten au-
ßerdem Daten zur Eigentümerstruktur und den von 
den Eigentümergruppen jeweils aufgerufenen Mieten.

Stadtprofile liegen vor für die Städte:

Augsburg Hamburg
Berlin Hannover
Bielefeld Karlsruhe
Bochum Köln
Bonn Leipzig
Bremen Mannheim
Dortmund München
Dresden Münster
Düsseldorf Nürnberg
Duisburg Rostock
Erfurt Stuttgart
Essen Wuppertal
Frankfurt am Main

Die Stadtprofile können hier heruntergeladen werden:
https://www.rosalux.de/hohe-mieten-sind-ueberall

4  Zum hier zugrunde gelegten Konzept für einen bundesweiten Mietendeckel, 
vgl. Holm, Andrej: Bundesweit die Mieten deckeln, 20.12.2024, www.rosalux.de/
news/id/52917.
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Berlin ist die Stadt mit den am stärks-
ten steigenden Mieten. Zwischen 
2010 und 2022 sind hier die Bestands-
mieten von 5,68 €/m² auf 7,67 €/m², 
d. h. um 35 Prozent gestiegen. Der 
Durchschnitt der inserierten Ange-
botsmieten hat sich im selben Zeit-
raum von 6,88 €/m² auf 17,38 €/m²) 
erhöht – ein Anstieg um 152 Prozent. 
Im Jahr 2022 haben die über 1,66 Mil-
lionen Haushalte in Mietwohnun-
gen über 10 Milliarden Euro für Mie-
ten bezahlt. Den größten Teil dieser 
Mieterträge haben private Vermieter 

und gewinnorientierte Unternehmen 
eingenommen, die 61,7 Prozent der 
Wohnungen in Berlin vermieten. Mit 
einer stark steigenden Bevölkerungs-
zahl (+ 0,75 % pro Jahr seit 2010), ei-
ner Leerstandsquote von 2 Prozent 
und einer Differenz zwischen den Be-
stands- und den Wiedervermietungs-
mieten von 127 Prozent gilt Berlin als 
eine Stadt mit «Wohnungsnotlage». 
Mit einem bundesweiten Mietende-
ckel würden Mieterhöhungen bis zur 
künftigen Referenzmiete (im Durch-
schnitt bei 7,67 €/m²) gekappt. Neu ab-

Basisdaten

Bevölkerung 2010 2020 2023
Veränderungen 

2010–2023
Veränderung �

pro Jahr seit 2010

Berlin 3.446.972 3.666.790 3.782.202 + 9,73 % + 0,75 %

Durchschnitt �
aller Städte

664.627 703.392 717.306 + 7,90 % + 0,61 %

Wohnungen Wohnungen gesamt Mietwohnungen Anteil Mietwohnungen

Berlin 2.018.831 1.663.184 82,38 %

Durchschnitt �
aller Städte

382.550 287.336 72,50 %

STADTPROFIL: SO WIRKT DER MIETENDECKEL

BERLIN

geschlossene Mietverträge dürften die 
Referenzmiete nicht überschreiten. 
Der bundesweite Mietendeckel würde 
Bestandsmieter*innen in Berlin vor hö-
heren Mietsteigerungen schützen und 
die Wiedervermietungsmieten deut-
lich absenken.

PRIVAT GEMEINSCHAFT 

Kommune oder  
kommunales Wohnungs

unternehmen 
Durchschnittsmiete  

6,52 €/m2

Organisation ohne  
Erwerbszweck (z. B. Kirche)

21.620 Wohnungen
Durchschnittsmiete  

8,13 €/m2

1,30 %

Bund oder Land – 38.804 Wohnungen
Durchschnittsmiete 7,55 €/m2

2,33 %

Wohnungs
genossenschaften 

Durchschnittsmiete  
6,04 €/m2

338.634

20,36 %

380.964

22,91%

219.785

13,21 %
373.794

22,47 %

202.816

12,19 %

Miet­
wohnungen 

gesamt:  
1.663.177*

 �G emeinschaft von Woh
nungseigentümer*innen 
Durchschnittsmiete  
8,74 €/m2

 �A ndere privatwirtschaftlich 
86.760 Wohnungen 
Durchschnittsmiete  
9,69 €/m2 

5,22 %

 � Privatwirtschaftliches 
Wohnungsunternehmen 
Durchschnittsmiete  
8,28 €/m2

 � Privatpersonen 
Durchschnittsmiete  
7,92 €/m2

Anzahl der Mietwohnungen, Durchschnittsmiete und Marktanteil  
der Eigentümergruppen

8,38

6,48
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Durchschnittliche Miete  
nach Eigentümergruppen in €/m2

Gemeinschaft  38,3 %Privat  61,7 %

Informationen zu den  
Auswirkungen eines bun-
desweiten Mietendeckels  

finden sich hier:

* �Abweichungen zur Tabelle «Basisdaten» ergeben  
sich aus der im Zensus 2022 nicht erfassten Zuordnung zu den Eigentümer*innengruppen.
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Einordnung der Stadt Berlin nach Mietendeckel-Gebietstyp

Nicht angespannt Angespannt Wohnungsnotlage

Angebots-/Bestands
mietverhältnis

< 30 % 30 % – 50 % > 50 %

Leerstandsquote > 3 % 2 % – 3 % < 2 %

Bevölkerungsentwicklung stagnierend steigend stark steigend

Angebotsmiete (Stand 2022)  
ohne und mit Mietendeckel in €/m22010 2014 2018 2022 Veränderung

2010–2022

Mietspiegelmittelwert – 5,84 €/m2 6,92 €/m2 7,35 €/m2 –

Bestandsmieten (Median) 5,68 €/m2 6,18 €/m2 6,68 €/m2 7,67 €/m2 + 35 %

Angebotsmieten (Median) 6,88 €/m2 9,34 €/m2 11,91 €/m2 17,38 €/m2 + 152 %

Differenz zwischen Ange-
bots- und Bestandsmieten

21 % 51 % 78 % 127 % –

Mietentwicklung 2010 bis 2022 in €/m2 Anteil der Wohnungen nach Mietpreisklassen

2010 2014 2018 2022
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17,38

7,67

> 20 €/m2

18 < 20 €/m2

16 < 18 €/m2

14 < 16 €/m2

12 < 14 €/m2

10 < 12 €/m2

8 < 10 €/m2

6 < 8 €/m2

4 < 6 €/m2

< 4 €/m2

Bestandsmieten in Berlin (Mietpreisklassen) 2022

 G renzwert extrem überhöhte Miete     B estandsmieten  (Anteile)

2,36 % 

25,48 % 

40,42 % 

16,53 % 

7,66 % 

3,43 % 

1,75 % 

0,95 % 

0,54 % 

0,87 % 
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> 20 €/m2

18 < 20 €/m2

16 < 18 €/m2

14 < 16 €/m2

12 < 14 €/m2

10 < 12 €/m2

8 < 10 €/m2

6 < 8 €/m2

4 < 6 €/m2

< 4 €/m2

Angebotsmieten in Berlin (Mietpreisklassen) 2022

0,05 % 

2,60 % 

11,81 % 

10,01 % 

9,96 % 

8,77 % 

7,80 % 

6,69 % 

6,56 % 

35,74 % 
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197.768

26,02 %

117.596

15,47%

106.472

14,01 %
149.204

19,63 %

143.236

18,85 %

Miet­
wohnungen 

gesamt: 
760.020*

Hamburg ist eine Stadt mit deutlich 
steigenden Mieten. Zwischen 2010 
und 2022 sind hier die Bestandsmie-
ten von 7,32 €/m² auf 9,16 €/m², d. h. 
um 25 Prozent, gestiegen. Der Durch-
schnitt der inserierten Angebotsmie-
ten hat sich im selben Zeitraum von 
9,75 €/m² auf 14,93 €/m² erhöht – ein 
Anstieg von 53 Prozent. Im Jahr 2022 
haben die über 760.000 Haushalte in 
Mietwohnungen etwa 5,6 Milliarden 
Euro für Mieten bezahlt. Den größten 
Teil dieser Mieterträge haben private 
Vermieter*innen und gewinnorientier-

te Unternehmen eingenommen, die 
58,9 Prozent der Wohnungen in Ham-
burg vermieten. Mit einer stark stei-
genden Bevölkerungszahl (+ 0,56 % 
pro Jahr seit 2010), einer Leerstands-
quote von 1,9 Prozent und einer Diffe-
renz zwischen den Bestands- und den 
Wiedervermietungsmieten von 63 Pro-
zent gilt Hamburg als Stadt mit einer 
«Wohnungsnotlage». Mit einem bun-
desweiten Mietendeckel würden Miet-
erhöhungen bis zur künftigen Referenz-
miete (im Durchschnitt bei 9,16 €/m²) 
gekappt. Neu abgeschlossene Mietver-

STADTPROFIL: SO WIRKT DER MIETENDECKEL

träge dürften die Referenzmiete nicht 
überschreiten. Der bundesweite Mie-
tendeckel würde Bestandsmieter*innen 
in Hamburg vor höheren Mietsteigerun-
gen schützen und die Wiedervermie-
tungsmieten deutlich absenken.
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Durchschnittliche Miete  
nach Eigentümergruppen in €/m2

Gemeinschaft  41,1 %Privat  58,9 %

HAMBURG

Basisdaten

Bevölkerung 2010 2020 2023
Veränderungen 

2010–2023
Veränderung �

pro Jahr seit 2010  

Hamburg 1.780.065 1.849.866 1.910.160 + 7,31 % + 0,56 %

Durchschnitt �
aller Städte

664.627 703.392 717.306 + 7,90 % + 0,61 %

Wohnungen Wohnungen gesamt Mietwohnungen Anteil Mietwohnungen

Hamburg 985.422 760.047 77,13 %

Durchschnitt �
aller Städte

382.550 287.336 72,50 %

Anzahl der Mietwohnungen, Durchschnittsmiete und Marktanteil  
der Eigentümergruppen

PRIVAT GEMEINSCHAFT 

Kommune oder  
kommunales Wohnungs

unternehmen 
Durchschnittsmiete  

7,60 €/m2

Organisation ohne  
Erwerbszweck (z. B. Kirche)

13.702 Wohnungen
Durchschnittsmiete  

9,22 €/m2

1,80 %

Wohnungs
genossenschaften 

Durchschnittsmiete  
7,43 €/m2

 �G emeinschaft von Woh
nungseigentümer*innen 
Durchschnittsmiete  
11,10 €/m2

 �A ndere privatwirtschaftlich 
25.784 Wohnungen 
Durchschnittsmiete  
11,46 €/m2 

3,39 %

 � Privatwirtschaftliches 
Wohnungsunternehmen 
Durchschnittsmiete  
9,86 €/m2

 � Privatpersonen 
Durchschnittsmiete  
10,12 €/m2

Bund oder Land – 6.258 Wohnungen
Durchschnittsmiete 9,76 €/m2

0,82 %
7,64

10,36

Informationen zu den  
Auswirkungen eines bun-
desweiten Mietendeckels  

finden sich hier:

* �Abweichungen zur Tabelle «Basisdaten»  
ergeben sich aus der im Zensus 2022 nicht erfassten Zuordnung zu den Eigentümer*innengruppen.
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Angebotsmiete (Stand 2022)  
ohne und mit Mietendeckel in €/m2

Mietentwicklung 2010 bis 2022 in €/m2 Anteil der Wohnungen nach Mietpreisklassen

2010 2014 2018 2022
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Einordnung der Stadt Hamburg nach Mietendeckel-Gebietstyp

Nicht angespannt Angespannt Wohnungsnotlage

Angebots/Bestands
mietverhältnis

< 30 % 30 % – 50 % > 50 %

Leerstandsquote > 3 % 2 % – 3 % < 2 %

Bevölkerungsentwicklung stagnierend steigend stark steigend

2010 2014 2018 2022 Veränderung
2010–2022

Mietspiegelmittelwert – 7,72 €/m2 8,65 €/m2 9,44 €/m2 –

Bestandsmieten (Median) 7,32 €/m2 7,56 €/m2 8,26 €/m2 9,16 €/m2 + 25 %

Angebotsmieten (Median) 9,75 €/m2 11,23 €/m2 12,70 €/m2 14,93 €/m2 + 53 %

Differenz zwischen Ange-
bots- und Bestandsmieten

33 % 49 % 54 % 63 % –

14,93

9,16

7,32 7,56
8,26

9,16
9,75

11,23

12,70

14,93

Bestandsmieten in Hamburg (Mietpreisklassen) 2022

 G renzwert extrem überhöhte Miete     B estandsmieten  (Anteile)
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10 < 12 €/m2

8 < 10 €/m2

6 < 8 €/m2

4 < 6 €/m2

< 4 €/m2 1,25 % 

8,50 % 
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0,89 % 

1,53 % 
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 G renzwert extrem überhöhte Miete     A ngebotsmieten  (Anteile)
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Rostock ist eine Stadt mit steigenden 
Mieten. Zwischen 2010 und 2022 sind 
hier die Bestandsmieten von 6,02 €/
m² auf 6,70 €/m², d. h. um 11 Pro-
zent, gestiegen. Der Durchschnitt der 
inserierten Angebotsmieten hat sich 
im selben Zeitraum von 5,92 €/m² auf 
10,05 €/m² erhöht – ein Anstieg von 
70 Prozent. Im Jahr 2022 haben die 
über 103.000 Haushalte in Mietwoh-
nungen etwa 509,5 Millionen Euro für 
Mieten bezahlt. Den größten Teil dieser 
Mieterträge haben gemeinwirtschaftli-
che Unternehmen eingenommen, die 

67,6 Prozent der Wohnungen in Ros-
tock vermieten. Mit einer steigenden 
Bevölkerungszahl (+ 0,34 % pro Jahr 
seit 2010), einer Leerstandsquote von 
2,6 Prozent und einer Differenz zwi-
schen den Bestands- und den Wieder-
vermietungsmieten von 50 Prozent gilt 
Rostock als eine Stadt mit einem «an-
gespannten Wohnungsmarkt». Mit ei-
nem bundesweiten Mietendeckel wür-
den Mieterhöhungen bis zur künftigen 
Referenzmiete (im Durchschnitt bei 
7,10 €/m²) bei maximal 6 Prozent in 
drei Jahren gekappt. Neu abgeschlos-

Basisdaten

Bevölkerung 2010 2020 2023
Veränderungen 

2010–2023
Veränderung �

pro Jahr seit 2010

Rostock 201.754 209.126 210.795 + 4,48 % + 0,34 %

Durchschnitt �
aller Städte

664.627 703.392 717.306 + 7,90 % + 0,61 %

Wohnungen Wohnungen gesamt Mietwohnungen Anteil Mietwohnungen

Rostock 125.635 103.749 82,58 %

Durchschnitt �
aller Städte

382.550 287.336 72,50 %

STADTPROFIL: SO WIRKT DER MIETENDECKEL

sene Mietverträge dürften die Referenz-
miete nur noch um maximal 6 Prozent 
überschreiten. Der bundesweite Mie-
tendeckel würde Bestandsmieter*innen 
in Rostock vor höheren Mietsteigerun-
gen schützen und die Wiedervermie-
tungsmieten deutlich absenken.

PRIVAT GEMEINSCHAFT 

Kommune oder kom- 
munales Wohnungs

unternehmen 
Durchschnittsmiete  

6,35 €/m2

Wohnungs
genossenschaften 

Durchschnittsmiete  
5,91€/m2

12.401

11,95 %

8.875

8,55%

9.326

8,99 %
34.369

33,12 %

32.918

31,72 %

Miet­
wohnungen 

gesamt:  
103.767*

 �G emeinschaft von  
Wohnungseigentümer*innen 
Durchschnittsmiete 7,94 €/m2

 � Privatwirtschaftliches 
Wohnungsunternehmen 
Durchschnittsmiete 7,33 €/m2

 � Privatpersonen 
Durchschnittsmiete 8,16 €/m2

Bund oder Land 
2.161 Wohnungen

Durchschnittsmiete 6,33 €/m2

2,08 %

Anzahl der Mietwohnungen, Durchschnittsmiete und Marktanteil  
der Eigentümergruppen

7,84

6,16
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Durchschnittliche Miete  
nach Eigentümergruppen in €/m2

Gemeinschaft  67,6 %Privat  32,4 %

Informationen zu den  
Auswirkungen eines bun-
desweiten Mietendeckels  

finden sich hier:

ROSTOCK

 �A ndere privatwirtschaftlich 
3.004 Wohnungen 
Durchschnittsmiete 7,70 €/m2 

2,89 %

 ��O rganisation ohne  
Erwerbszweck (z. B. Kirche) 
713 Wohnungen 
Durchschnittsmiete 8,13 €/m2 

0,69 %* �Abweichungen zur Tabelle «Basisdaten»  
ergeben sich aus der im Zensus 2022 nicht  
erfassten Zuordnung zu den Eigentümer*innengruppen.



36

Einordnung der Stadt Rostock nach Mietendeckel-Gebietstyp

Nicht angespannt Angespannt Wohnungsnotlage

Angebots-/Bestands
mietverhältnis

< 30 % 30 % < 50 % > 50 %

Leerstandsquote > 3 % 2 % > 3 % < 2 %

Bevölkerungsentwicklung stagnierend steigend stark steigend

Angebotsmiete (Stand 2022)  
ohne und mit Mietendeckel in €/m22010 2014 2018 2022 Veränderung

2010–2022

Mietspiegelmittelwert – 6,09 €/m2 6,44 €/m2 6,86 €/m2 –

Bestandsmieten (Median) 6,02 €/m2 5,78 €/m2 6,10 €/m2 6,70 €/m2 + 11 %

Angebotsmieten (Median) 5,92 €/m2 6,59 €/m2 7,69 €/m2 10,05 €/m2 + 70 %

Differenz zwischen Ange-
bots- und Bestandsmieten

- 2 % 14 % 26 % 50 % –

Mietentwicklung 2010 bis 2022 in €/m2 Anteil der Wohnungen nach Mietpreisklassen

2010 2014 2018 2022
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Bestandsmieten in Rostock (Mietpreisklassen) 2022

 G renzwert extrem überhöhte Miete     B estandsmieten  (Anteile)
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Stuttgart ist eine Stadt mit stark stei-
genden Mieten. Zwischen 2010 und 
2022 sind hier die Bestandsmieten 
von 7,78 €/m² auf 10,39 €/m², d. h. 
um 34 Prozent, gestiegen. Der Durch-
schnitt der inserierten Angebotsmie-
ten hat sich im selben Zeitraum von 
9,26 €/m² auf 16,56 €/m² erhöht – ein 
Anstieg von 79 Prozent. Im Jahr 2022 
haben die über 212.000 Haushalte in 
Mietwohnungen etwa 1,93 Milliarden 
Euro für Mieten bezahlt. Den größten 
Teil dieser Mieterträge haben private 
Vermieter*innen und gewinnorientier-

te Unternehmen eingenommen, die 
76,2 Prozent der Wohnungen in Stutt-
gart vermieten. Mit einer steigenden 
Bevölkerungszahl (+ 0,39 % pro Jahr 
seit 2010), einer Leerstandsquote von 
3,5 Prozent und einer Differenz zwi-
schen den Bestands- und den Wieder-
vermietungsmieten von 59 Prozent gilt 
Stuttgart als eine Stadt mit einem «an-
gespannten Wohnungsmarkt». Mit ei-
nem bundesweiten Mietendeckel wür-
den Mieterhöhungen bis zur künftigen 
Referenzmiete (im Durchschnitt bei 
11,01 €/m²) bei maximal 6 Prozent in 

Basisdaten

Bevölkerung 2010 2020 2023
Veränderungen 

2010–2023
Veränderung �

pro Jahr seit 2010

Stuttgart 602.873 633.108 633.484 + 5,08 % + 0,39 %

Durchschnitt �
aller Städte

664.627 703.392 717.306 + 7,90 % + 0,61 %

Wohnungen Wohnungen gesamt Mietwohnungen Anteil Mietwohnungen

Stuttgart 314.432 212.443 67,56 %

Durchschnitt �
aller Städte

382.550 287.336 72,50 %

STADTPROFIL: SO WIRKT DER MIETENDECKEL

drei Jahren gekappt. Neu abgeschlos-
sene Mietverträge dürften die Referenz-
miete nur noch um maximal 6 Prozent 
überschreiten. Der bundesweite Mie-
tendeckel würde Bestandsmieter*innen 
in Stuttgart vor höheren Mietsteigerun-
gen schützen und die Wiedervermie-
tungsmieten deutlich absenken.

PRIVAT GEMEINSCHAFT 

Kommune oder  
kommunales Wohnungs

unternehmen 
Durchschnittsmiete  

7,75 €/m2

Organisation ohne  
Erwerbszweck (z. B. Kirche)

7.956 Wohnungen
Durchschnittsmiete  

9,84 €/m2

3,74 %
64.636

30,42 %
22.658

10,67%

67.807

31,92 %

21.218

9,99 %
19.069

8,98 %
Miet­

wohnungen 
gesamt:  
212.450*

 �G emeinschaft von Woh
nungseigentümer*innen 
Durchschnittsmiete  
11,28 €/m2

 �A ndere privatwirtschaftlich 
6.717 Wohnungen 
Durchschnittsmiete  
12,32 €/m2 

3,16 %

Bund oder Land – 2.389 Wohnungen
Durchschnittsmiete 14,71 €/m2

1,12 %

Anzahl der Mietwohnungen, Durchschnittsmiete und Marktanteil  
der Eigentümergruppen

10,79

8,50

14

13

12

11

10

9

8

7

6

5

4

3

2

1

0

Durchschnittliche Miete  
nach Eigentümergruppen in €/m2

Gemeinschaft  23,8 %Privat  76,2 %

Informationen zu den  
Auswirkungen eines bun-
desweiten Mietendeckels  

finden sich hier:

STUTTGART

Wohnungs
genossenschaften 

Durchschnittsmiete  
7,99 €/m2

 � Privatwirtschaftliches 
Wohnungsunternehmen 
Durchschnittsmiete  
10,33 €/m2

 � Privatpersonen 
Durchschnittsmiete  
10,29 €/m2

* �Abweichungen zur Tabelle «Basisdaten» 
ergeben sich aus der statistisch nicht erfassten 
Zuordnung zu den Eigentümer*innengruppen.
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Einordnung der Stadt Stuttgart nach Mietendeckel-Gebietstyp

Nicht angespannt Angespannt Wohnungsnotlage

Angebots-/Bestands
mietverhältnis

< 30 % 30 % < 50 % > 50 %

Leerstandsquote > 3 % 2 % > 3 % < 2 %

Bevölkerungsentwicklung stagnierend steigend stark steigend

Angebotsmiete (Stand 2022)  
ohne und mit Mietendeckel in €/m22010 2014 2018 2022 Veränderung

2010–2022

Mietspiegelmittelwert – 8,23 €/m2 9,96 €/m2 10,11 €/m2 –

Bestandsmieten (Median) 7,78 €/m2 7,99 €/m2 8,53 €/m2 10,39 €/m2 + 34 %

Angebotsmieten (Median) 9,26 €/m2 11,17 €/m2 17,32 €/m2 16,56 €/m2 + 79 %

Differenz zwischen Ange-
bots- und Bestandsmieten

19 % 40 % 103 % 59 % –

Mietentwicklung 2010 bis 2022 in €/m2 Anteil der Wohnungen nach Mietpreisklassen

2010 2014 2018 2022
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Datengrundlage

DATENGRUNDLAGE

Die in dieser Analyse ausgewerteten Daten zu An-
zahl, Größe und Ausstattung der Wohnungen sowie 
zu den Bestandsmieten und den Eigentumsstruktu-
ren basieren auf der Gebäude- und Wohnungszählung 
2022, die als Vollerhebung von den Statistischen Äm-
tern des Bundes und der Länder als Zusatzbefragung 
zum Zensus 2022 erhoben wurden (Statistisches Bun-
desamt 2024a). Für Auswertungen zu Einwohnerzah-
len und Haushalten wurden die Daten aus dem Zensus 
2022 genutzt, die als registergestützter Zensus auf der 
Grundlage vorhandener Verwaltungsregister und einer 
zusätzlichen Haushaltebefragung auf Stichprobenba-
sis erhoben wurden (Statistisches Bundesamt 2024b). 
Um Bevölkerungs- und Mietpreisentwicklungen im 
Zeitverlauf darstellen zu können, wurden zudem Da-
ten der Zusatzerhebungen zum Mikrozensus der Jah-
re 2010, 2014, 2018 für die Auswertung herangezogen 
(Statistisches Bundesamt 2011, 2015, 2019). Für die 
Darstellung des Verlaufs von durchschnittlichen orts-
üblichen Vergleichsmieten (auf Basis der Mietspiegel-
erhebungen) wurde für die Jahre 2010, 2014 und 2018 
auf die Datensammlung zum Mietspiegelindex von 

F+B zurückgegriffen (F+B 2020). Die aktuellen Miet-
spiegeldaten wurden den 25 örtlichen Mietspiegeln 
entnommen und, wenn keine Durchschnittswerte aus-
gewiesen waren, nach der F+B-Methode berechnet. 
Die Durchschnittswerte der lokalen Mietspiegel wer-
den dabei jeweils auf der Basis von Referenzwohnun-
gen (65 m², mittlere Ausstattung, mittlere Wohnlage, 
mittlerer energetischer Gebäudezustand) ermittelt, 
die jeweils für die Baujahre 1905, 1925, 1955, 1965, 
1975, 1985, 1995, 2005 und 2015 erhoben und dann 
in einer städteübergreifenden Gewichtung der jewei-
ligen Baualtersklassen zu einem gewichteten Durch-
schnitt zusammengeführt werden (F+B 2019: 6). Die 
auf diesem Wege ermittelten Mietspiegelmittelwerte 
können sich von Mittelwerten unterscheiden, die bei 
der Vorstellung neuer Mietspiegel durch die Kommu-
nen angegeben werden, weil sie nicht auf der Gesamt-
heit aller Mietspiegeldaten basieren. Die F+B-Methode 
auf Basis der Referenzwohnungen bietet jedoch eine 
sinnvolle und vor allem einheitliche Datenbasis, sodass 
die Werte der einzelnen Städte miteinander verglichen 
werden können.
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